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Geſetz-Sammlung 


für die 


(Nr. 6482.) Verordnung, betreffend das Verfahren in den, der Zuſtaͤndigkeit des Ober⸗ 
Tribunals unterliegenden Civilſachen aus dem Gebiete der ehemaligen 
freien Stadt Frankfurt. Vom 12. Dezember 1866. a 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


verordnen, in Anſchluß an die Beſtimmung unter Nr. III. der Verordnung 
vom 3. Oktober 1866., betreffend die Juſtizverwaltung innerhalb der ehema⸗ 
ligen freien Stadt Frankfurt (Geſetz Samml. ©. 606.), über das Verfahren 
in den nach dieſer Beſtimmung der Zuſtaͤndigkeit des Ober⸗Tribunals unterlie⸗ 
genden Civilſachen, was folgt: a f 


Artikel I. 


Ign den zur Zuſtaͤndigkeit des Ober⸗Tribunals gehörenden Civilſachen aus 
dem Gebiete der ehemaligen freien Stadt Frankfurt ſind die nachſtehend zu⸗ 
ſammengeſtellten Vorſchriften der im Uebrigen außer Kraft tretenden Gerichts⸗ 

Ordnung fuͤr das Ober-Appellationsgericht zu Luͤbeck mit den Aenderungen 

maaßgebend, welche ſich aus dem abweichenden Inhalt der einzelnen, in die dir 
ſammenſtellung aufgenommenen Vorſchriften ergeben. 


Erſter Abſchnitt. 
Kompetenz des Ober⸗Tribunals. 
J. Bei Appellationen. 


K. 1. | 

Das Ober: Tribunal ift für. alle diejenigen privatrechtlichen Streitigkeiten 
als letzte Inſtanz kompetent, welche nach den befonderen in dem Gebiete der 
ehemaligen freien Stadt Frankfurt geltenden Geſetzen und in Ermangelung 
einer hieraus ſich ergebenden beſonderen Beſtimmung nach gemeinem Deutſchen 
Jahrgang 1866. (Nr. 6482.) 140 % Pro⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 24, Dezember 1866. 


Be Progeßrecht, mittelſt Appellation von dem Appellationsgericht zu Frankfurt in 
. die dritte Inſtanz gelangen konnen. 0 ar 
Daſſelbe gilt auch in Anſehung der Extrajudizial⸗Appellation. 


H. 2. N 
In welchen Faͤllen der Appellation nur die Devolutiv-Wirkung zuſteht, 
. beſtimmt ſich gleichfalls nach den im Gebiete der ehemaligen freien Stadt 
Be Frankfurt geltenden Prozeßvorſchriften und in deren Ermangelung nach ge⸗ 
. meinem Recht. 


$ 3. 


Bei der Beurtheilung der Appellationsſumme iſt nur auf den Nenn⸗ 
werth der Beſchwerde zu ſehen, wenn auch das wirkliche Intereſſe des Appel⸗ 
lanten weniger betragen ſollte. 


II. Bei Nichtigkeitsbeſchwerden. 


H. 4. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen Erkenntniſſe oder Verfuͤgungen des 
Appellationsgerichts zu Frankfurt muß bei dem Ober» Tribunal angeſtellt wer⸗ 
den. Sie iſt an keine Appellationsſumme gebunden, jedoch nur dann zulaͤſſig, 
wenn ſie auf einen weſentlichen Mangel in Hinſicht der Gerichtsperſonen, oder 
der Perſon der Parteien, oder des gerichtlichen Verfahrens ſich gruͤndet. 


H. 3. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde hat keine Suspenſiv⸗Wirkung, falls nicht ent⸗ 
weder das Ober- Tribunal die einſtweilige Einſtellung der ferneren Verhand⸗ 
lungen verordnet, oder auch aus der Vollziehung des als nichtig angefochte⸗ 
nen Erkenntniſſes und aus dem Fortgange der Verhandlungen ein unerſetzlicher 
Nachtheil entſtehen wuͤrde. > 

Iſt das Daſein oder Nicht⸗Daſein eines ſolchen Nachtheils außer Zwei⸗ 
fel, ſo hat das Gericht, bei welchem auf die Vollſtreckung des Erkenntniſſes 
oder auf ein Verbot derſelben angetragen wird, ſofort ſelbſt uͤber die begehrte 
Suspenſiv⸗Wirkung zu entſcheiden. f 

Erſcheint aber dem Gerichte die Beurtheilung dieſes Punktes zweifelhaft, 
ſo hat daſſelbe dem Querulanten eine kurze, nach Beſchaffenheit der Sache auf 
acht Tage bis hoͤchſtens vier Wochen zu beſtimmende Friſt zur Ausbringung 
einer Inhibition des Ober⸗Tribunals nachzulaſſen und waͤhrend derſelben die 
Vollziehung des anzufechtenden Erkenntniſſes nicht zu geſtatten, nach erfolgloſem 
Ablaufe der Friſt jedoch mit der Vollziehung, auf Anrufen der Gegenpartei, 
ohne Aufenthalt zu verfahren. a 

Auch kann das Ober⸗Tribunal verfügen, daß die Vollſtreckung des 5 

f 5 8 nich⸗ 


nichtig angefochtenen Erkenntniſſes nur gegen Kaution oder andere Sicherheits⸗ 
maaßregeln erfolge. ER. \ 9 75 


III. Bei Ineidentpunkten. 


H. 6. 


Ineidentpunkte, welche in einer bei dem Ober⸗Tribunal anhaͤngigen Sache 
entſtehen, ſind ebenfalls bei dieſem Gerichte anzubringen; doch bleibt es deſſen 
Ermeſſen uͤberlaſſen, die Sache, mit oder ohne Akten, an die fruͤhere Inſtanz 
zuruͤckzuverweiſen. a 

In Faͤllen, wo Gefahr auf dem Verzuge haftet, kann das Ineident⸗ 
geſuch bei dem Richter erſter Inſtanz angebracht und von dieſem das Noͤthige 
verfuͤgt werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Entſcheidungsquellen. 


§. 7. 

Das Ober⸗Tribunal hat bei ſeinen Erkenntniſſen die in dem Gebiete der 
ehemaligen freien Stadt Frankfurt geltenden Geſetze und rechtlichen Gewohn⸗ 
heiten und in deren Ermangelung das dort rezipirte gemeine Recht, mit Inbe⸗ 
griff der vor Aufloͤſung der ehemaligen Deutſchen Reichsverfaſſung aufgenom⸗ 
menen Reichsgeſetze, anzuwenden. ö 


Dritter Abſchnitt. 
Verfahren. 


A. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
I. Schriftliches Verfahren. Einreichung der Schriften. 


H. 8. 


Die Verhandlung bei dem Ober » Tribunal geſchieht in allen Sachen 
ſchriftlich, jedoch unbeſchadet der Vorſchriften uͤber das muͤndliche Schluß ver⸗ 
fahren (Artikel II.). g 
(Nr. 6482.) 110˙* H. 9. 


ia Nm 
Alle Eingaben der Parteien muͤſſen von einem bei dem Dber - Tribunal 
angeſtellten Rechtsanwalt unterzeichnet ſein, es ſei denn, daß ſie die Ernennung 
eines ſolchen zum Prozeßbevollmaͤchtigten oder eine Beſchwerdefuͤhrung uͤber 
denſelben bezwecken. 


H. 10. 


Sollte ſich im Laufe des Verfahrens vor dem Ober-Tribunal eine Ver⸗ 
aͤnderung in der Perſon der Parteien ereignen, ſo iſt davon in der naͤchſten 
Schrift, oder, wenn keine ſolche mehr einzureichen iſt, mittelſt einer beſonderen 
Eingabe dem Gerichte Anzeige zu machen. 

ge 11. 


Jeder der Gegenpartei mitzutheilenden Eingabe iſt eine fuͤr dieſelbe be⸗ 
ſtimmte Abſchrift nebſt einer Abſchrift der Anlagen, welche ſich nicht ſchon bei den 
Porakten befinden, oder welche die Gegenpartei nicht ſchon beſitzt, beizufügen. 


II. Beſtellung der Prozeßbevollmaͤchtigten. 


$. 12. 


5 Zur Prozeßfuͤhrung bei dem Ober⸗Tribunal kann nur ein Rechtsanwalt 
bevollmaͤchtigt werden, welcher bei dem Ober⸗Tribunal angeſtellt iſt. 


H. 13. 
Der Prozeßbevollmaͤchtigte hat ſich durch Einreichung einer Vollmacht, 


welche von der Partei oder von ihrem zu den Akten legitimirten Bevollmaͤch⸗ 


tigten ausgeſtellt und nach der am Orte der Ausſtellung eingefuͤhrten Form zu 
beglaubigen iſt, zu den Akten zu legitimiren. 
en | H. 14. 5 
Die Einreichung der Vollmacht muß ſpaͤteſtens bei der erſten von der 
Partei am Ober⸗Tribunal vorzunehmenden Handlung geſchehen. 
$. 15. | 


Die von einem Stellvertreter der Partei ausgeſtellten Vollmachten bleiben 
auch nach deſſen Tode oder Abgange, bis zum Widerrufe, gültig. 


III. Inſinuationen. 


\ 


H. 16. | 


Alle Erkenntniſſe und Beſcheide find unter Beifuͤgung der Schriften 
\ deren 


deren Mittheilung verordnet ift, den Parteien zu inſinuiren. Iſt ein Prozeß⸗ 
besvollmaͤchtigter beſtellt, fo wird die Inſinuation an dieſen bewirkt. Das Ober⸗ 
Tribunal kann das Appellationsgericht mit der Ausfuͤhrung der Inſinuation an 
die Partei beauftragen. 5 ' 5 


IV. Friſten. 


Sr 


Alle Friſten bei dem Verfahren vor dem Ober- Tribunal laufen vom 
Tage der Inſinuation, dieſen nicht mit gerechnet. 


$. 18. 


In Anſehung der Verſaͤumung der Nothfriſten gelten die Grundſaͤtze des 
gemeinen Deutſchen Prozeſſes. i 


H. 19. 


Alle anderen Friſten ſind zwar gleichfalls peremtoriſch; jedoch kann das 
Ober⸗Tribunal den mit deren Ablauf eintretenden Rechtsnachtheil alsdann erſt 
ausſprechen, wenn der Gegner darauf angetragen hat, von der Partei aber 
kann bis zum Ablaufe des Tages, an welchem die Ausſchließung dekretirt iſt, 
das Verſaͤumte noch nachgeholt werden. . g g 


H. 20. 
Diejenigen Friſten, bei denen die Androhung der Praͤkluſion nicht an⸗ 
gemeſſen wäre, find bei einer Geldſtrafe vorzuſchreiben. ö 


5 H. 21. 

Hat das Ober⸗Tribunal bei feiner Auflage ausdruͤcklich verfügt, daß, im 
Falle der Nichtbefolgung, nach Ablauf der Friſt ohne Weiteres entweder in der 
Sache fortgefahren, oder die angedrohte Geldſtrafe von Amtswegen beigetrieben 
werden ſolle, ſo bedarf es überall keiner Ungehorſams⸗Anſchuldigung. 


| | H. 22. b 
Friſten, die an einem Sonntage oder allgemeinen Feiertage ablaufen, 
find als bis zum naͤchſten Werktage erſtreckt anzuſehen. d 
ee 
; Das Ober⸗Tribunal hat die Befugniß, in beſonders dringenden Faͤllen die 
geſetzlichen Friſten abzukuͤrzen. . 
| H. 24. 


Wenn eine Sache waͤhrend eines Jahres, nach vergeblichem Ablaufe der 
(Nr. 6482.) legten 


| — 900 
letzten Friſt, gaͤnzlich liegen geblieben ſein ſollte, ſo koͤnnen die bei dem Ober⸗ 
Tribunal verhandelten Akten reponirt und die Vorakten zuruͤckgeſandt werden. 


B. 
verfahren bei Appellationen. 


V. Einwendung. 


| H. 25. 
Die Einwendung der Appellation geſchieht bei dem Appellationsgericht 


und zwar in der durch die zu Frankfurt geltenden Geſetze vorgeſchriebenen Friſt 
und Form. 


H. 26. 


In den darauf abzugebenden Beſcheid hat das Appellationsgericht den 
Tag der Einwendung zu bemerken und die Mittheilung der Einwendungsſchrift 
an den Appellaten zur Nachricht zu verordnen. 


VI. Einfuhrung und Rechtfertigung. 


§. 27. 


Die Appellation iſt, ohne Unterſchied, ob derſelben von dem Appellations⸗ 
gericht vollſtaͤndig oder nicht vollſtaͤndig oder gar nicht deferirt iſt, innerhalb 
acht Wochen vom Tage der Inſinuation des angefochtenen Erkenntniſſes bei 
dem Ober⸗Tribunal einzufuͤhren und zugleich zu rechtfertigen. 


$. 28. 


Der auf die Einwendung der Appellation erfolgte Beſcheid und das an⸗ 
gefochtene Erkenntniß nebſt den Entſcheidungsgruͤnden, wenn dieſe beſonders 
abgegeben worden, find der Appellations-Einfuͤhrung, und zwar ſaͤmmtlich in 
beglaubigter Ausfertigung, beizufügen. Hat der Appellant dies verſaͤumt, ſo 
wird vom Ober⸗Tribunal zur Ergaͤnzung des Mangels annoch eine kurze Friſt, 
bei Strafe der Defertion, geſetzt. 5 


§. 29. | 


Nur aus beſcheinigten, dringenden und in den Verhaͤltniſſen der Sach 
oder der betreffenden Perſonen gegruͤndeten Urſachen kann das Ober⸗Tribunal, 
außer der geſetzlichen, noch weitere den Umſtaͤnden nach moͤglichſt kurze Friſt 
zur Rechtfertigung ertheilen, inſofern der Appellant ſeiner Einfuͤhrungsſchrift 
die Beſchwerden gegen das Erkenntniß beigefuͤgt hat. d 30 

5 . 30. 
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Si 303 N H. 30. 0 5 5 M Ar 735 75 
Ueberhaͤufte Geſchaͤfte oder auch Reiſen des Sachfuͤhrers begruͤnden keine 
Friſtgeſuche. 
H. 515 


Wird die Friſt vom Ober⸗Tribunal verweigert, oder bringt der Appellant 
in der ihm geſtatteten Friſt ſeine Rechtfertigung nicht ein, ſo iſt er nach Ab⸗ 
lauf der geſetzlichen oder der ihm geſtatteten Friſt mit der Rechtfertigung aus⸗ 
geſchloſſen, und es wird ſo angeſehen, als ob er auf die bisher verhandelten 
Akten ſubmittirt habe. 


$. 32. 


Die Appellation wird, nach Ablauf der geſetzlichen Friſt, fuͤr deſert er⸗ 
klaͤrt, wenn der Appellant bei Einführung derſelben feine Beſchwerden nicht 
namhaft gemacht hat. 


VII. Befugniß zu neuem Vorbringen. 


$ 33. 


Neue Thatumſtaͤnde und darauf gegruͤndete Einreden, ſowie neue Be⸗ 
weismittel ſind bei dem Ober⸗Tribunal nur dann zulaͤſſig, wenn ſie erſt nach der 
Zeit, wo ſie haͤtten beigebracht werden muͤſſen, neu entſtanden oder doch neu 
aufgefunden worden ſind. Unter dieſer Vorausſetzung aber ſind ſie, wenn 
ihnen ſonſt kein Rechtsgrund entgegenſteht, ungeachtet des aus der Einlaſſung 
oder weiteren Verhandlung folgenden Ausſchluſſes und ungeachtet des Ablaufs 
der peremtoriſchen Beweis⸗ oder Gegenbeweisfriſt, noch zulaͤſſig. { 


H. 845 | 
Die gedachte neue Entſtehung oder neue Auffindung muß auf Verlangen 
der Gegenpartei entweder beſcheinigt oder doch, inſofern das Ober⸗Tribunal 
ſolches für genuͤgend erachtet, von der Partei beeidigt werden; dem Ober⸗Tribunal 


ſteht frei, nach ſeinem Ermeſſen die Ableiſtung dieſes Eides auch in dem Falle 
zu erlaſſen, wenn dieſelbe von der Gegenpartei verlangt wird. 


H. 35. 


Findet das Ober⸗Tribunal das neue Vorbringen unzulaͤſſig oder unerheb⸗ 
lich, ſo hat es daſſelbe ohne Weiteres ſelbſt zu verwerfen. Erachtet es dagegen 
daſſelbe fuͤr zulaͤſſig und in die Entſcheidung der Sache in dem Maaße ein⸗ 
greifend, daß dadurch eine Abaͤnderung des vorigen Urtheils herbeigeführt 
werden möchte, fo hat es das neue Vorbringen zur etwaigen weiteren Inſtruktion 
und abermaligen Entſcheidung in der Hauptſache an die erſte Inſtanz zuruͤck⸗ 
zuweiſen. ö 12 

(Nr. 6482.) VIII. Ver⸗ 


a 


VIII. Verwerfung der Appellation. 
H. 36. 


Ueberzeugt ſich das Ober⸗Tribunal nach Einreichung der Einführungs- Ar 


oder Rechtfertigungsſchrift, auch allenfalls nach vorgaͤngiger Abforderung und 
Einſicht der Vorakten, von der gaͤnzlichen Unſtatthaftigkeit der Appellation oder 
von Verſaͤumung der Nothfriſten, oder von dem offenbaren Ungrunde der Bes 
. ſo kann es die Appellation ſogleich verwerfen. 


IX. Vernehmung des Appellaten. 
: H. 37. 


Wird die Appellation vom Ober⸗Tribunal angenommen, ſo hat es das 15 


vom Appellanten Eingereichte, worauf die Annahme der Appellation beſchloſſen 
worden, dem Appellaten zur Vernehmlaſſung binnen einer Friſt von acht Wochen 
mitzutheilen. Nur unter den im H. 29. vorgeſchriebenen Vorausſetzungen kann 
weitere Friſt verſtattet werden. 


X. Abhaͤſion. 


$. 38. 


Die Adhaͤſion iſt nur gegen diejenigen Theile des er zuläffig, 
en welche ſich auch der Appellant beſchwert ak 


H. 39. 


Die Adhaͤſion muß bei Verluſt derſelben ſpäteſtens in der enen. 


laſſung des Appeliaten gefchehen. 
H. 40. 
Elächtet das Ober-Tribunal die Wh nicht ſofort für unbegründet, 
ſo hat es dem Appellanten, jedoch nur uͤber die Adhaͤſtonsbeſchwerden, eine 
eee mit angemeſſener A ee aufzuerlegen. 
XI. Einforderung der Akten. 


H. 41. 


Gleichzeitig mit Erlaſſung des Mittheilungsbeſcheides fordert das Ober⸗ 


Tribunal, falls es nicht ſchon fruͤher geſchehen waͤre, von dem Appellations⸗ 
NEE 


gericht die Einſendung der Akten. 5 


— 80s — 

| JF 

Die Einſendung der Akten muß, nach vorgaͤngiger Inrotulation, mit Bei⸗ 

fuͤgung der Entſcheidungsgruͤnde, inſofern fie nicht in dem Erkenntniſſe ſelbſt 
enthalten ſind, innerhalb vier Wochen nach der Einforderung erfolgen. 


| 9.48. c 1 4 

Fuͤr den Fall, da in einer bei dem Ober- Tribunal angebrachten Sache ; = 

das Verfahren in erſter Inſtanz fortgeht, gedachtes Gericht jedoch die Vor⸗ 85 
akten einfordert, ſind ſtatt der letzteren oder einzelner Theile derſelben, ſo weit 5 
fie nöthig erſcheinen, beglaubigte Abſchriften einzuſenden. a 
Daſſelbe gilt, wenn für die Entſcheidung der bei dem Ober: Tribunal an⸗ \ 
haͤngigen Sachen Eonnere Akten eines anderen Rechtsſtreits, worin eine befon- 8 
dere Verhandlung noch fortdauert, erforderlich ſind. a 


Die Koſten der Abſchriften hat im erſten Falle derjenige, welcher die Sache 
bei dem Ober⸗Tribunal angebracht hat, im letzteren Falle der antragende Theil 
und falls die Beibringung von Amtswegen verfügt iſt, jeder Theil zur Hälfte 
vorlaͤufig zu tragen. f 


XII. Schluß des ſchriftlichen Verfahrens und etwa erforderliche 
Vervollſtaͤndigung. 


H. 44. 


Mit der Vernehmlaſſung des Appellaten oder der Erklärung des Appellan⸗ 
ten auf die gegneriſche Adhaͤſion iſt das ſchriftliche Verfahren in der Regel 
zwar geſchloſſen; es bleibt indeß dem Ober⸗Tribunal uͤberlaſſen, nach Befinden 
eine Replik und eine Duplik beſonders zu geſtatten, oder von den Parteien eine 
Erklaͤrung uͤber beſtimmt aufzugebende Punkte, auch, ſofern es nach der Prozeß⸗ 
lage uͤberhaupt noch zulaͤſſig iſt, die Vorlegung beſtimmter, in den Akten an⸗ 
gefuͤhrter und zur Entſcheidung der Sache erforderlicher Urkunden zu verlangen. 

Das hierauf Beigebrachte iſt ſodann der anderen Partei, den Umſtaͤnden 
nach zur Gegenerklaͤrung oder zur Nachricht, mitzutheilen. 

Das Ober-Tribunal kann, zur Vervollſtaͤndigung der Inſtruktion, Lokal⸗ 


Unterſuchungen verordnen oder Berichte von Sachverfiändigen fordern, und zu 
dieſem Zwecke dem Appellationsgericht Auftraͤge ertheilen. 


XIII. Zurückweiſung der Sache. 


H. 46. 


Das Ober: Tribunal verweiſt, nachdem es uͤber die Beſchwerden, es fei 
Jahrgang 1866. (Nr. 6482) 111 nun 


e 


nun beſtaͤtigend oder abaͤndernd, erkannt hat, die Sache an das Gericht erſter 
Inſtanz oder an das Appellationsgericht, wenn die Sachlage dies erfordern 
ſollte, und hat zu dieſem Behufe ſaͤmmtliche Vorakten und ſein Erkenntniß 
nebſt den Entſcheidungsgruͤnden dem Appellationsgericht zu uͤberſenden. 


XIV. Attentate. 


H. 47. 
Bei Beſchwerden uͤber Attentate hat das Ober⸗Tribunal nach gemein⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen zu verfahren. 
§. 48. 


Zu Attentaten ſind die zur augenblicklichen Abwendung einer den Streit⸗ 
gegenſtand bedrohenden Gefahr erlaſſenen richterlichen Proviſional⸗Verfuͤgungen 
nicht zu rechnen. 


XV. Beſchwerden in Anſehung der Vollſtreckung. 


§. 49. 


Beſchwerden uͤber Verzoͤgerung oder Ueberſchreitung der Grenze bei der 
Vollſtreckung eines Erkenntniſſes des Ober⸗Tribunals gegen das Gericht, 
welches durch die Remiſſion der Sache mit der Vollſtreckung beauftragt wor⸗ 
den, ſind bei dem Ober⸗Tribunal anzubringen. 


§. 50. 
Findet das Ober⸗Tribunal die Beſchwerden begruͤndet, ſo hat es die zur 
Abhuͤlfe derſelben erforderliche Verfügung an das Appellationsgericht zu erlaſſen. 
a „ 


ö Vorſtehende Anordnungen erſtrecken ſich auf alle endliche Entſcheidungen 
e welche nicht lediglich eine Beſtaͤtigung des vorigen Urtheils 
enthalten. a 


XVI. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen verſaͤumte 


Friſten. 
H. 52. 


| Geſuche um Wiedereinſetzung in den vorigen Stand gegen Verſaͤumung 

der Appellations⸗Nothfriſten muͤſſen bei dem Ober⸗Tribunal angebracht und 
bei Verluſt der Reſtitution nicht nur mit allen zu gehoͤriger Einführung he 
| Appel. 


Appellation erforderlichen Aktenſtuͤcken und Urkunden, ſondern auch zugleich 
mit der Rechtfertigung der Beſchwerden verbunden werden. 


§. 53. 

Reſtitutionsgeſuche gegen Verſaͤumung ſolcher Friſten, welche nicht als 
Nothfriſten anzuſehen ſind, muͤſſen mit einer vollſtaͤndigen Nachholung des Ver⸗ 
ſaͤumten verbunden ſein, und hat uͤbrigens das Ober-Tribunal ſolche Geſuche 
nach gemeinrechtlichen Grundſaͤtzen zu beurtheilen. 


H. 54. 


Reſtitutionsgeſuche ſind uͤberall nicht weiter zulaͤſſig, wenn von der Zeit 
an, da der Nachſuchende in den Fall kam, auf die Wiedereinſetzung anzutra⸗ 
gen, die urſpruͤngliche Friſt abermals verſaͤumt worden iſt. 


. $. 35. 8 

Die Reſtitution darf nur nach vorgaͤngiger Vernehmung der Gegenpartei 

bewilligt werden. a 
N §. 36. 

Die Reſtitution iſt zur Abwendung des der Partei aus der Friſtverſaͤu⸗ 
mung erwachſenden Nachtheils auch dann zuzulaſſen, wenn die Friſt durch die 
Schuld des Anwalts verſaͤumt, ſofern dies gehoͤrig erwieſen oder doch in be⸗ 
traͤchtlichem Grade wahrſcheinlich gemacht, auch, falls das Gericht ſolches fuͤr 
noͤthig erachtet, von der Partei eidlich erhaͤrtet iſt. 


C. 


* 


XVII. Verfahren bei Extrajudizial⸗Appellationen. 


$. 57. 


Die Einwendung der Ertrajudizial-Appellation, wo ſolche an ſich zulaͤſſig 
iſt (H. 1.), geſchieht binnen der für gewöhnliche Appellationen geltenden Noth⸗ 
friſt durch eine Eingabe bei dem Appellationsgericht, in welcher eine ſpezielle 
Anfuͤhrung der Beſchwerden enthalten ſein muß. 


; $. 58. 


Das weitere Verfahren ift im Allgemeinen daſſelbe, wie bei gewöhnlichen 
Appellationen; namentlich findet dabei dieſelbe Einfuͤhrungs- und Rechtferti⸗ 
gungsfriſt ſtatt. ö 
5 §. 59. 
Der Appellationslibell wird, falls die Beſchwerden nicht ſofort zu ver⸗ 
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werfen find, dem Appellationsgericht mitgetheilt, damit es die Vorakten ein- 
sende und, falls es dieſes erforderlich achtet, denſelben feine Erklärung beifuͤge, 
nach deren Eingang die Sache für beſchloſſen angenommen wird, 


Ab. 


XVIII. Verfahren bei Nichtigkeitsbeſchwerden. 
| . 60. 

Die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen Erkenntniſſe oder Verfuͤgungen des 
Appellationsgerichts muß bei dem Ober⸗ Tribunal eingeführt und gerechtfertigt 
werden. Dies muß binnen einer Nothfriſt geſchehen, die auf acht Wochen, 
vom Tage der Publikation oder Inſinuation des beſchwerenden Beſcheides an 
gerechnet, beſtimmt wird, fuͤr den Fall aber, da der Grund der Nichtigkeit dem 


Beſchwerdefuͤhrer ohne ſeine Schuld damals noch nicht bekannt geweſen waͤre, 
erſt mit dem Tage erlangter Kenntniß dieſes Grundes ihren Anfang nimmt. 


H. 61. 


Nach Ablauf von zehn Jahren, vom Tage der Eroͤffnung eines appel⸗ 
lations gerichtlichen Erkenntniſſes oder Beſcheides an gerechnet, iſt uͤberall keine 
Nichtigkeitsbeſchwerde dagegen weiter zulaͤſſig, auch alsdann nicht, wenn erſt 


ſpaͤter die Kenntniß des Grundes der Nichtigkeit erlangt wird. 

5 H. 62. 

Ebenſo unzulaͤſſſg iſt es für die Partei, welche bis zum Erlaſſe des als 
nichtig angefochtenen Erkenntniſſes an den Verhandlungen Theil genommen 


hat, wie fuͤr deren i oder beſondere Nachfolger, nach Ablauf dieſer 
Friſten die angebliche Nichtigkeit auch nur als Einrede geltend zu machen. 
F. 63. 

Das Ober⸗Tribunal kann die Vorakten ſofort vom Appellationsgericht 
einfordern und ohne deſſen Erklaͤrung, auch ohne vorgaͤngige Vernehmung der 
Gegenpartei, die Beſchwerde verwerfen, ſofern es deren Unſtatthaftigkeit oder 
Grundloſigkeit aus den bisherigen Verhandlungen entnimmt. Im Falle es 
aber hierzu ſich nicht bewogen findet, hat es die Beſchwerde der Gegenpartei 
zur Beantwortung und nach Eingang derſelben oder nach Ablauf der dazu 


vorgeſchriebenen Friſt, ſaͤmmtliche Verhandlungen, nebſt den etwa bereits ein⸗ 
eforderten Vorakten, dem Appellationsgericht mitzutheilen, welches ſeine Er⸗ 


laͤrung daruͤber, unter Beifuͤgung aller Akten, innerhalb drei Wochen ein⸗ 5 


on: Es wird ſodann vom Ober - Tribunal über die angebliche Nichtigkeit 
erkannt. f 


E. Ge⸗ 


A 
? 
4 
1 
4 
A 
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Geſuche und Rechtsmittel in Bezug auf Erkenntniſſe des Ober -Tribunals. 
XIX. Deklarationsgeſuche. 


H. 64. 


Ueber Geſuche um Erklaͤrung eines vom Ober-Tribunal abgegebenen 
Erkenntniſſes hat dieſes Gericht, etwa nach Vernehmung des Gegners, ſelbſt 
zu entſcheiden. 


XX. Nichtigkeitsbeſchwerden. 


H. 65. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde gegen Erkenntniſſe und Verfuͤgungen des 
Ober⸗Tribunals iſt unter denſelben Bedingungen, welche bei Nichtigkeitsbeſchwer⸗ 
den gegen Erkenntniſſe und Verfuͤgungen des Appellationsgerichts vorgeſchrieben 
find (F. 4.), zulaͤſſig. f 

H. 66. 

Dieſe Beſchwerde muß binnen acht Wochen nach Inſinuation des an⸗ 
geblich nichtigen Beſcheides bei dem Ober-Tribunal angebracht werden, wobei 
übrigens dieſelben Beſtimmungen gelten, welche in Anſehung des Anfangs 
dieſer Friſt, ferner des Ablaufs von zehn Jahren und der Unzulaͤſſigkeit des 
ſpaͤteren Vorſchuͤtzens der angeblichen Nichtigkeit als einer Einrede in den 
$$. 60. bis 63, für das Verfahren bei Nichtigkeitsbeſchwerden gegen Erkennt⸗ 
niſſe oder Verfuͤgungen des Appellationsgerichts angeordnet ſind. 


§. 67. 


Die Nichtigkeitsbeſchwerde hat keine Suspenſiv⸗Wirkung, falls nicht ent⸗ 
weder das Plenum des Ober-Tribunals die einſtweilige Einſtellung der ferneren 
Verhandlungen verordnet, oder auch aus der Vollziehung des als nichtig ange⸗ 
fochtenen Erkenntniſſes und aus dem Fortgange der Verhandlungen ein uner⸗ 
ſetzlicher Nachtheil entſtehen wuͤrde. N 

Iſt das Daſein oder Nicht⸗Daſein eines ſolchen Nachtheils außer Zwei⸗ 
fel, ſo hat das Gericht, bei welchem auf die Vollſtreckung des Erkenntniſſes, 
oder auf ein Verbot derſelben angetragen wird, ſofort ſelbſt uͤber die begehrte 
Suspenſiv⸗Wirkung zu entſcheiden. Erſcheint aber dem Gericht die Beurthei⸗ 
lung dieſes Punktes zweifelhaft, ſo hat daſſelbe dem Querulanten eine kurze, 
nach Beſchaffenheit der Sache auf acht Tage bis hoͤchſtens vier Wochen zu 
beſtimmende Friſt, zur Ausbringung einer Inhibition des Plenums des Ober⸗ 
Tribunals, nachzulaſſen und waͤhrend derſelben die Vollziehung des anzufech⸗ 
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tenden Erkenntniſſes nicht zu geſtatten, nach erfolgloſem Ablaufe der Friſt 
jedoch mit der Vollziehung, auf Anrufen der Gegenpartei, ohne Aufenthalt zu 
is kann das Plenum des Ober = Tribunals verfügen, daß bie Voll⸗ 


ziehung der als nichtig anzufechtenden Entſcheidung nur gegen Kaution oder 
gegen andere Sicherheitsmaaßregeln erfolge. 


$. 68. 


Die Beſchwerde wird der Gegenpartei zur Beantwortung mitgetheilt. 
Nach Eingang der Beantwortung oder nach Ablauf der dazu beſtimmten Friſt 
erfolgt die Entſcheidung uͤber die behauptete Nichtigkeit von dem Plenum des 
Ober⸗Tribunals. An der Entſcheidung nehmen diejenigen Mitglieder des Ober⸗ 
Tribunals keinen Theil, welche bei Erlaſſung der als nichtig angefochtenen 
Entſcheidung mitgewirkt haben. 


XXI. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand. 


$. 69. 


Hinſichtlich des außerordentlichen Rechtsmittels der Wiedereinſetzung in 2 
den vorigen Stand gegen Erkenntniſſe des Ober-Tribunals gelten die Beſtim⸗ 
mungen der $$. 15. 16. und 17. der Frankfurter Provokations⸗Ordnung vom 
22. Juli 1788. ö 


$. 70. 
f In Anſehung der praͤtoriſchen Reſtitution gegen richterliche Erkenntniſſe 
bleibt es bei den Beſtimmungen des gemeinen Rechts, wobei in den geeigneten 


Fallen das etwa zur Anwendung kommende Frankfurter ſtatutariſche Recht zu 
beruͤckſichtigen iſt. 


Artikel II. 


In ſtreitigen Rechtsſachen ſoll jedem Erkenntniß und jedem nach An⸗ 
hoͤrung beider Theile zu erlaſſenden, nicht bloß prozeßleitenden Zwiſchenbeſcheide 
des Ober⸗Tribunals eine mündliche und öffentliche Schlußverhandlung vor den 
erkennenden Richtern vorausgehen. 

Fuͤr dieſes muͤndliche Schlußverfahren ſind die Vorſchriften maaßgebend, 
welche fuͤr die muͤndliche Verhandlung in den, aus dem Gebiete des Preußi⸗ 
ſchen Rechts an das Ober-Tribunal gelangenden Civilprozeſſen gelten. 


Artikel III. 


In Anſehung des außeren und inneren Geſchaͤftsganges, der Disziplin, 
der Ernennung von Offizialanwalten, des Armenrechts, der Inſinuationen, der 
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Gerichte, 1650 bir Gebühren der Rechtsanwalte finden auf die in Ge⸗ 
mäßheit dieſer Verordnung bei dem Ober⸗Tribunal anhaͤngig werdenden Sachen 
gleichfalls diejenigen Vorſchriften entſprechende Anwendung, welche fuͤr die 
Civilſachen aus dem Gebiete des Preußiſchen Rechts gelten. 


Artikel IV. 


Beſchwerden, welche die Disziplin, den Geſchaͤftsbetrieb oder die Ver⸗ 
zoͤgerung oder Verweigerung der Rechtspflege betreffen, ohne Unterſchied, ob 
ſie uͤber das Ober-Tribunal oder das Appellationsgericht gefuͤhrt werden, ſind 
zur Erledigung bei dem Juſtizminiſter anzubringen. 


Artikel V. 


Dieſe Werde findet auch auf diejenigen Sachen Anwendung, welche 
am 1. Januar 1867. bei dem Ober⸗Appellationsgericht zu Luͤbeck anhaͤngig 
ſind; dieſelben gehen in der Lage, in welcher ſie am 1. Januar 1867. ſich be⸗ 
finden, auf das Ober⸗Tribunal über, ohne daß es einer Erneuerung der eg 
Prozeßhandlungen bedarf. 


Urkundlich unter Unſerer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und begehrte i 


Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 12. Dezember 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 
Graf zur Lippe. 
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(Jr. 6483.) Verordnung, betreffend die Einführung der Bank⸗Ordnung vom 5. Oktober 1846. 
und des Geſetzes wegen Abaͤnderung und Ergänzung einiger Beſtimmun⸗ 
gen derſelben vom 7. Mai 1856, in dem Gebiete des vormaligen König: 
reichs Hannover, des Herzogthums Naſſau und der vormaligen freien 
Stadt Frankfurt. Vom 16. Dezember 1866. 


W 


Wir Wilhelm, von Jottes Znaden König von Preußen ı. 
verordnen, auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


§. 1. 


Die Bank⸗Ordnung vom 5. Oktober 1846. (Geſetz⸗Samml. S. 435. ff.) 
und das Geſetz wegen Abaͤnderung und Ergaͤnzung einiger Beſtimmungen der⸗ 
ſelben vom 7. Mai 1856. (Gefeg-Samml. S. 342. ff.) treten in dem Gebiete 
des vormaligen Königreichs. Hannover, des Herzogthums Naſſau und der vor⸗ 
maligen freien Stadt Frankfurt mit dem 1. Januar kuͤnftigen Jahres in Kraft. 


| aD. 
Der Minifter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, Chef der 
Preußiſchen Bank, wird mit der Ausfuͤhrung dieſer Verordnung beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Berlin, den 16. Dezember 1866. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. Frh. v. d. Heydt. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R v. Decker). 


